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Elftes Gesetz zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes 
Schriftliche Anhörung von Sachverständigen des Integrationsausschusses 
A19 - FlüAG - 20.09.2023; Ihr Schreiben vom 07.09.2023 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Kaiser, 
 
wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Flüchtlingsaufnahmegesetzes (FlüAG). 
 
Die kommunalen Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen begrüßen im Er-
gebnis die Einführung einer 1:1-Anrechnung von Plätzen in Landeseinrichtun-
gen bei der Verteilung von Geflüchteten im Wege einer vorgezogenen Novel-
lierung des FlüAG. Mit einer 100 %-Anrechnung kann ein Anreiz für Kommu-
nen geschaffen werden, Raum für Unterbringungseinrichtungen des Landes 
auf ihrem Gemeindegebiet zur Verfügung zu stellen. Es ist dringend notwen-
dig, die Kapazitäten in Landeseinrichtungen deutlich zu erhöhen. Wir erwar-
ten einen Ausbau von Landesseite auf mindestens 70.000 Plätze. 
 
Der Gesetzentwurf sieht eine Befristung der neuen Regelung bis zum 31. De-
zember 2028 vor. Dies wird mit Blick auf eine Nutzungsdauer von bis zu 
20 Jahren als nicht sachgerecht bewertet. Um einen Anreiz zu realisieren, dass 
Plätze im Gemeindegebiet zur Verfügung gestellt werden, halten wir es für 
notwendig, dass Kommunen auch über den Zeitraum von 4 Jahren hinaus von 
einer von einer 1:1-Anrechnung profitieren können, wenn die tatsächliche 
Nutzungsdauer über 4 Jahre hinausgeht. Für die Standortkommune wird zu-
dem von hoher Bedeutung sein, dass eine ausreichende Betreuung der Ge-
flüchteten in der jeweiligen Landeseinrichtung gesichert ist. 
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Die Einführung einer 1:1-Anrechnung wird zu Verschiebungen bei den Aufnahmequoten der einzelnen 
Kommunen führen. Es wird Gewinner und Verlierer geben. Im Einzelfall kann es zu einer belastenden Er-
höhung der Aufnahmeverpflichtung kommen. Dies ist vor allem problematisch, wenn aufgrund des Ne-
beneinanders der verschiedenen Anrechnungsregelungen bereits besondere Belastungen bestehen. Nach 
wie vor werden Geflüchtete auch bei einer Übererfüllung nach der Bestandsquote für Geflüchtete mit ei-
ner Wohnsitzauflage (WSA) weiter zugewiesen, wenn nach dem FlüAG-Schlüssel weiterhin eine Auf-
nahme-Verpflichtung besteht. Das Nebeneinander der Anrechnungsregelungen nach dem FlüAG und für 
Menschen mit Wohnsitzauflage ist zu diskutieren. Zumindest muss künftig eine gravierende Überschrei-
tung der WSA-Erfüllungsquote in einem gewissen Umfang bei der FlüAG-Verteilung berücksichtigt wer-
den. 
 
Wichtig ist zudem, dass die bereits zugesagte weitere Novellierung des FlüAG zügig folgt. Die Kommunen 
benötigen endlich Planungs- und Finanzierungssicherheit, um die notwendigen Unterstützungsstrukturen 
aufzubauen und zu halten. Unabhängig von weiteren finanziellen Zusagen des Bundes sind Finanzierungs-
lücken durch eine Novellierung des FlüAG zu schließen. Insbesondere muss eine nachhaltige und verlässli-
che Finanzierung für das Vorhalten von Unterbringungskapazitäten (Vorhaltekosten) eingeführt und die 
FlüAG-Pauschale der Inflation seit 2017 entsprechend angepasst werden. Des Weiteren muss sicherge-
stellt werden, dass die von den Jobcentern nicht anerkennungsfähigen Anteile der Unterbringungskosten 
für Geflüchtete im SGB II-Bezug, die noch in Sammelunterkünften wohnen, den Kommunen vom Land er-
stattet werden. Darüber hinaus muss das Land für die Gesundheits- und Pflegekosten aufkommen.  
 
Schließlich begrüßen wir ausdrücklich, dass das Land die NRW-Kommunen bei der gegenüber dem Bund 
erhobenen Forderung nach Übernahme des kommunalen Anteils an den flüchtlingsbedingten Kosten der 
Unterkunft nach dem SGB II (KdU) unterstützt. Sollte der Bund dieser Forderung weiterhin nicht entspre-
chen, sehen wir das Land in der Pflicht, die Kosten zu übernehmen. 
 

Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
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